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Eignung von Begleitpersonen für das begleitete Besuchsrecht

Sachverhalt

Die zuständige Vormundschaftsbehörde hat für ein vierjähriges Kind, dessen Eltern getrennt leben, ein begleitetes Besuchsrecht angeordnet, weil die Mutter den Verdacht auf sexuelle Uebergriffe des Vaters geäussert hat. 

Eine Beiständin nach Art. 308 Abs. 2 ZGB hat den Auftrag, das Besuchsrecht zu überwachen und dafür zu sorgen, dass dieses nur in Begleitung einer Drittperson stattfindet. Sie ist der Auffassung, dass aufgrund der komplexen Situation dafür nur eine Fachperson in Frage kommt, während der Vater, der auch für die Kosten des begleiteten Besuchsrechts aufkommen muss, der Meinung ist, es komme jede Person des Vertrauens in Frage, z.B. ein Pfarrer, eine Lehrkraft oder eine vertrauenswürdige Person aus der Verwandtschaft.

Erwägungen

Das begleitete Besuchsrecht ist im ZGB nicht ausdrücklich geregelt, es findet seine Rechtsgrundlage in Art. 274 Abs. 2 ZGB. Wenn Eltern unter bestimmten Voraussetzungen als ultima ratio der persönliche Verkehr verweigert oder entzogen werden kann, ist im Lichte des Verhältnismässigkeitsprinzips auch die weniger weit gehende Anordnung eines begleiteten Besuchsrechts zulässig Die Anordnung des begleiteten Besuchsrechts bedarf allerdings wie die Verweigerung oder der Entzug konkreter Anhaltspunkte für die Gefährdung des Kindeswohls. Eine bloss abstrakte Gefahr einer möglichen ungünstigen Beeinflussung des Kindes reicht nicht aus, um den persönlichen Verkehr nur in begleiteter Form ausüben zu lassen (BGE 122 III 403 E 3 c 407 f.).

Nachdem das Gesetz weder das begleitete Besuchsrecht noch ein „Anforderungsprofil“ an eine Begleitperson definiert, liegt es im Ermessen der anordnenden Behörde oder des mit der Durchführung beauftragten Beistands, die Art der Begleitung und die damit beauftragte Person zu bestimmen. Richtschnur ist, wie immer bei diesen Ermessensentscheiden, das Kindeswohl in der jeweiligen Situation und der Grundsatz der Verhältnismässigkeit. Der Beistand hat also eine professionelle Analyse der Situation vorzunehmen und daraus die Anforderungen an die Begleitperson abzuleiten. Wenn eine Vertrauensperson über die erforderlichen Eigenschaften verfügt, ist dieser Lösung vor einer Begleitung durch eine (fremde) Fachperson der Vorzug zu geben. Wenn hingegen, die Komplexität der Situation voraussichtlich nur von einer Fachperson gemeistert werden kann, muss diese eingesetzt werden. Falls der betroffene Elternteil mit der vom Beistand getroffenen Lösung nicht einverstanden ist, kann er gestützt auf Art. 420 ZGB bei der Vormundschaftsbehörde Beschwerde führen.

Beantwortung der gestellten Fragen

· die Qualifikationen und persönlichen Eigenschaften der Begleitperson ergeben sich aus den Anforderungen der jeweiligen Situation

· Das Gesetz äussert sich nicht dazu

· Hinweise für die Praxis finden sich im Beitrag von Stefan Blülle, Begleitetes Besuchsrecht: Indikationen – Entscheidungsprozesse – Gestaltung, ZVW 2/3/1998 S.45 ff. und in den Empfehlungen des Amtes für Jugend- und Berufsberatung des Kantons Zürich:  Das begleitete Besuchsrecht als Spezialfall der Besuchsrechtsregelung, Zürich 1998.
· Im Streitfall entscheidet die Vormundschaftsbehörde im Rahmen einer Beschwerde nach Art. 420 ZGB gegen die Anordnungen des Beistands über die Begleitperson.  

  

  
HSA Luzern, 12. September 2003
Christoph Häfeli
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